
URTEIL DES GERICHTSHOFS (Fünfte Kammer)

6. Oktober 2021*

„Vorlage zur Vorabentscheidung  –  Urheberrecht und verwandte Schutzrechte  –  
Rechtsschutz von Computerprogrammen  –  Richtlinie 91/250/EWG  –  Art. 5  –  Ausnahmen von 
den zustimmungsbedürftigen Handlungen  –  Handlungen, die zur Fehlerberichtigung durch den 

rechtmäßigen Erwerber notwendig sind  –  Begriff  –  Art. 6  –  Dekompilierung  –  
Voraussetzungen“

In der Rechtssache C-13/20

betreffend ein Vorabentscheidungsersuchen nach Art. 267 AEUV, eingereicht von der Cour 
d’appel de Bruxelles (Appellationshof Brüssel, Belgien) mit Entscheidung vom 
20. Dezember 2019, beim Gerichtshof eingegangen am 14. Januar 2020, in dem Verfahren

Top System SA

gegen

État belge

erlässt

DER GERICHTSHOF (Fünfte Kammer)

unter Mitwirkung des Kammerpräsidenten E. Regan sowie der Richter M. Ilešič (Berichterstatter), 
E. Juhász, C. Lycourgos und I. Jarukaitis,

Generalanwalt: M. Szpunar,

Kanzler: A. Calot Escobar,

aufgrund des schriftlichen Verfahrens,

unter Berücksichtigung der Erklärungen

– der Top System SA, vertreten durch É. Wery und M. Cock, avocats,

– des belgischen Staates, vertreten durch M. Le Borne, avocat,

DE

Sammlung der Rechtsprechung

* Verfahrenssprache: Französisch.
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– der Europäischen Kommission, vertreten durch É. Gippini Fournier und J. Samnadda als 
Bevollmächtigte,

nach Anhörung der Schlussanträge des Generalanwalts in der Sitzung vom 10. März 2021

folgendes

Urteil

1 Das Vorabentscheidungsersuchen betrifft die Auslegung von Art. 5 Abs. 1 der Richtlinie 
91/250/EWG des Rates vom 14. Mai 1991 über den Rechtsschutz von Computerprogrammen 
(ABl. 1991, L 122, S. 42).

2 Es ergeht im Rahmen eines Rechtsstreits zwischen der Top System SA und dem belgischen Staat 
über die vom Selor (Auswahlbüro der Föderalverwaltung, Belgien) vorgenommene 
Dekompilierung eines Computerprogramms, das von Top System entwickelt wurde und Teil 
einer Anwendung ist, für die das Auswahlbüro eine Nutzungslizenz hat.

Rechtlicher Rahmen

Unionsrecht

3 In den Erwägungsgründen 17 bis 23 der Richtlinie 91/250 heißt es:

„Zu dem Ausschließlichkeitsrecht des Urhebers, die nicht erlaubte Vervielfältigung seines Werks 
zu untersagen, sind im Fall eines Computerprogramms begrenzte Ausnahmen für die 
Vervielfältigung vorzusehen, die für die bestimmungsgemäße Verwendung des Programms 
durch den rechtmäßigen Erwerber technisch erforderlich sind. Dies bedeutet, dass das Laden und 
Ablaufen, sofern es für die Benutzung einer Kopie eines rechtmäßig erworbenen 
Computerprogramms erforderlich ist, sowie die Fehlerberichtigung nicht vertraglich untersagt 
werden dürfen. Wenn spezifische vertragliche Vorschriften nicht vereinbart worden sind, und 
zwar auch im Fall des Verkaufs einer Programmkopie, ist jede andere Handlung eines 
rechtmäßigen Erwerbers einer Programmkopie zulässig, wenn sie für eine bestimmungsgemäße 
Benutzung der Kopie notwendig ist.

Einer zur Verwendung eines Computerprogramms berechtigten Person sollte nicht untersagt 
sein, die zum Betrachten, Prüfen oder Testen des Funktionierens des Programms notwendigen 
Handlungen vorzunehmen, sofern diese Handlungen nicht gegen das Urheberrecht an dem 
Programm verstoßen.

Die nicht erlaubte Vervielfältigung, Übersetzung, Bearbeitung oder Änderung der Codeform einer 
Kopie eines Computerprogramms stellt eine Verletzung der Ausschließlichkeitsrechte des 
Urhebers dar.

Es können jedoch Situationen eintreten, in denen eine solche Vervielfältigung des Codes und der 
Übersetzung der Codeform im Sinne des Artikels 4 Buchstaben a) und b) unerlässlich ist, um die 
Informationen zu erhalten, die für die Interoperabilität eines unabhängig geschaffenen 
Programms mit anderen Programmen notwendig sind.
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Folglich ist davon auszugehen, dass nur in diesen begrenzten Fällen eine Vervielfältigung und 
Übersetzung seitens oder im Namen einer zur Verwendung einer Kopie des Programms 
berechtigten Person rechtmäßig ist, anständigen Gepflogenheiten entspricht und deshalb nicht 
der Zustimmung des Rechtsinhabers bedarf.

Ein Ziel dieser Ausnahme ist es, die Verbindung aller Elemente eines Computersystems, auch 
solcher verschiedener Hersteller, zu ermöglichen, so dass sie zusammenwirken können.

Von einer solchen Ausnahme vom Ausschließlichkeitsrecht des Urhebers darf nicht in einer 
Weise Gebrauch gemacht werden, die die rechtmäßigen Interessen des Rechtsinhabers 
beeinträchtigt oder die im Widerspruch zur normalen Verwendung des Programms steht.“

4 Art. 1 dieser Richtlinie lautet:

„(1) Gemäß den Bestimmungen dieser Richtlinie schützen die Mitgliedstaaten 
Computerprogramme urheberrechtlich als literarische Werke im Sinne der [am 
9. September 1886 in Bern unterzeichneten] Übereinkunft zum Schutze von Werken der 
Literatur und der Kunst [(Pariser Fassung vom 24. Juli 1971) in der Fassung der Änderung vom 
28. September 1979]. Im Sinne dieser Richtlinie umfasst der Begriff ‚Computerprogramm‘ auch 
das Entwurfsmaterial zu ihrer Vorbereitung.

(2) Der gemäß dieser Richtlinie gewährte Schutz gilt für alle Ausdrucksformen von 
Computerprogrammen. Ideen und Grundsätze, die irgendeinem Element eines 
Computerprogramms zugrunde liegen, einschließlich der den Schnittstellen zugrundeliegenden 
Ideen und Grundsätze, sind nicht im Sinne dieser Richtlinie urheberrechtlich geschützt.

(3) Computerprogramme werden geschützt, wenn sie individuelle Werke in dem Sinne 
darstellen, dass sie das Ergebnis der eigenen geistigen Schöpfung ihres Urhebers sind. Zur 
Bestimmung ihrer Schutzfähigkeit sind keine anderen Kriterien anzuwenden.“

5 Art. 4 („Zustimmungsbedürftige Handlungen“) dieser Richtlinie lautet:

„Vorbehaltlich der Bestimmungen der Artikel 5 und 6 umfassen die Ausschließlichkeitsrechte des 
Rechtsinhabers im Sinne des Artikels 2 das Recht, folgende Handlungen vorzunehmen oder zu 
gestatten:

a) die dauerhafte oder vorübergehende Vervielfältigung, ganz oder teilweise, eines 
Computerprogramms mit jedem Mittel und in jeder Form. Soweit das Laden, Anzeigen, 
Ablaufen, Übertragen oder Speichern des Computerprogramms eine Vervielfältigung 
erforderlich macht, bedürfen diese Handlungen der Zustimmung des Rechtsinhabers;

b) die Übersetzung, die Bearbeitung, das Arrangement und andere Umarbeitungen eines 
Computerprogramms sowie die Vervielfältigung der erzielten Ergebnisse, unbeschadet der 
Rechte der Person, die das Programm umarbeitet;

c) jede Form der öffentlichen Verbreitung des originalen Computerprogramms oder von Kopien 
davon, einschließlich der Vermietung. Mit dem Erstverkauf einer Programmkopie in der 
[Europäischen Union] durch den Rechtsinhaber oder mit seiner Zustimmung erschöpft sich 
in der [Union] das Recht auf die Verbreitung dieser Kopie; ausgenommen hiervon ist jedoch 
das Recht auf Kontrolle der Weitervermietung des Programms oder einer Kopie davon.“
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6 Art. 5 („Ausnahmen von den zustimmungsbedürftigen Handlungen“) dieser Richtlinie sieht vor:

„(1) In Ermangelung spezifischer vertraglicher Bestimmungen bedürfen die in Artikel 4 
Buchstaben a) und b) genannten Handlungen nicht der Zustimmung des Rechtsinhabers, wenn 
sie für eine bestimmungsgemäße Benutzung des Computerprogramms einschließlich der 
Fehlerberichtigung durch den rechtmäßigen Erwerber notwendig sind.

(2) Die Erstellung einer Sicherungskopie durch eine Person, die zur Benutzung des Programms 
berechtigt ist, darf nicht vertraglich untersagt werden, wenn sie für die Benutzung erforderlich ist.

(3) Die zur Verwendung einer Programmkopie berechtigte Person kann, ohne die Genehmigung 
des Rechtsinhabers einholen zu müssen, das Funktionieren dieses Programms beobachten, 
untersuchen oder testen, um die einem Programmelement zugrundeliegenden Ideen und 
Grundsätze zu ermitteln, wenn sie dies durch Handlungen zum Laden, Anzeigen, Ablaufen, 
Übertragen oder Speichern des Programms tut, zu denen sie berechtigt ist.“

7 Art. 6 („Dekompilierung“) der Richtlinie 91/250 lautet:

„(1) Die Zustimmung des Rechtsinhabers ist nicht erforderlich, wenn die Vervielfältigung des 
Codes oder die Übersetzung der Codeform im Sinne des Artikels 4 Buchstaben a) und b) 
unerlässlich ist, um die erforderlichen Informationen zur Herstellung der Interoperabilität eines 
unabhängig geschaffenen Computerprogramms mit anderen Programmen zu erhalten, sofern 
folgende Bedingungen erfüllt sind:

a) Die Handlungen werden von dem Lizenznehmer oder von einer anderen zur Verwendung 
einer Programmkopie berechtigten Person oder in deren Namen von einer hierzu 
ermächtigten Person vorgenommen;

b) die für die Herstellung der Interoperabilität notwendigen Informationen sind für die unter 
Buchstabe a) genannten Personen noch nicht ohne weiteres zugänglich gemacht; und

c) die Handlungen beschränken sich auf die Teile des ursprünglichen Programms, die zur 
Herstellung der Interoperabilität notwendig sind.

(2) Die Bestimmungen von Absatz 1 erlauben nicht, dass die im Rahmen ihrer Anwendung 
gewonnenen Informationen:

a) zu anderen Zwecken als zur Herstellung der Interoperabilität des unabhängig geschaffenen 
Programms verwendet werden;

b) an Dritte weitergegeben werden, es sei denn, dass dies für die Interoperabilität des unabhängig 
geschaffenen Programms notwendig ist;

c) für die Entwicklung, Herstellung oder Vermarktung eines Programms mit im Wesentlichen 
ähnlicher Ausdrucksform oder für irgendwelche anderen, das Urheberrecht verletzenden 
Handlungen verwendet werden.

(3) Zur Wahrung der Übereinstimmung mit den Bestimmungen der … Übereinkunft zum Schutz 
von Werken der Literatur und der Kunst können die Bestimmungen dieses Artikels nicht dahin 
gehend ausgelegt werden, dass dieser Artikel in einer Weise angewendet werden kann, die die 
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rechtmäßigen Interessen des Rechtsinhabers in unvertretbarer Weise beeinträchtigt oder im 
Widerspruch zur normalen Nutzung des Computerprogramms steht.“

8 In Art. 9 Abs. 1 dieser Richtlinie heißt es:

„… Vertragliche Bestimmungen, die im Widerspruch zu Artikel 6 oder zu den Ausnahmen nach 
Artikel 5 Absätze 2 und 3 stehen, sind unwirksam.“

9 Die Richtlinie 91/250 wurde durch die Richtlinie 2009/24/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 23. April 2009 über den Rechtsschutz von Computerprogrammen (ABl. 2009, 
L 111, S. 16) aufgehoben und kodifiziert. Auf den Sachverhalt des Ausgangsrechtsstreits ist 
jedoch in zeitlicher Hinsicht die Richtlinie 91/250 anwendbar.

Belgisches Recht

10 Das Gesetz vom 30. Juni 1994 zur Umsetzung der Europäischen Richtlinie vom 14. Mai 1991 über 
den Rechtsschutz von Computerprogrammen in belgisches Recht (Moniteur belge vom 
27. Juli 1994, S. 19315, deutsche Übersetzung: Belgisches Staatsblatt vom 29. Januar 2013, 
S. 4431) in der durch das Gesetz vom 15. Mai 2007 über die Ahndung der Nachahmung und der 
Piraterie von geistigen Eigentumsrechten (Moniteur belge vom 18. Juli 2007, S. 38734) geänderten 
Fassung (im Folgenden: LPO) sah in Art. 5 vor:

„Vorbehaltlich der Bestimmungen der Artikel 6 und 7 umfassen die vermögensrechtlichen 
Befugnisse:

a) die dauerhafte oder vorübergehende Vervielfältigung, ganz oder teilweise, eines 
Computerprogramms mit jedem Mittel und in jeder Form. Soweit das Laden, Anzeigen, 
Ablaufen, Übertragen oder Speichern des Computerprogramms eine Vervielfältigung 
erforderlich macht, bedürfen diese Handlungen der Zustimmung des Rechtsinhabers,

b) die Übersetzung, die Bearbeitung, das Arrangement und andere Umarbeitungen eines 
Computerprogramms und die Vervielfältigung der erzielten Ergebnisse, unbeschadet der 
Rechte der Person, die das Programm umarbeitet,

…“

11 Art. 6 LPO bestimmte:

„§ 1 In Ermangelung spezifischer Vertragsbestimmungen bedürfen die in Artikel 5 Buchstabe a) 
und b) genannten Handlungen nicht der Zustimmung des Rechtsinhabers, wenn sie für eine 
bestimmungsgemäße Benutzung des Computerprogramms einschließlich der Fehlerberichtigung 
durch die Person, die zur Benutzung des Programms berechtigt ist, notwendig sind.

…

§ 3 Die zur Verwendung eines Programms berechtigte Person kann, ohne die Zustimmung des 
Rechtsinhabers einholen zu müssen, das Funktionieren dieses Programms beobachten, 
untersuchen oder testen, um die einem Programmelement zugrunde liegenden Ideen und 
Grundsätze zu ermitteln, wenn sie dies durch Handlungen zum Laden, Anzeigen, Ablaufen, 
Übertragen oder Speichern des Programms tut, zu denen sie berechtigt ist.“
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12 Art. 7 LPO lautete:

„§ 1 Die Zustimmung des Rechtsinhabers ist nicht erforderlich, wenn die Vervielfältigung des 
Codes oder die Übersetzung der Codeform im Sinne des Artikels 5 Buchstaben a) und b) 
unerlässlich ist, um die erforderlichen Informationen zur Herstellung der Interoperabilität eines 
unabhängig geschaffenen Computerprogramms mit anderen Programmen zu erhalten, sofern 
folgende Bedingungen erfüllt sind:

a) Die Handlungen zur Vervielfältigung und Übersetzung werden von einer zur Verwendung 
einer Programmkopie berechtigten Person oder in deren Namen von einer hierzu 
ermächtigten Person vorgenommen.

b) Die für die Herstellung der Interoperabilität notwendigen Informationen sind für diese Person 
noch nicht ohne weiteres zugänglich gemacht.

c) Die Handlungen zur Vervielfältigung und Übersetzung beschränken sich auf die Teile des 
ursprünglichen Programms, die zur Herstellung der Interoperabilität notwendig sind.

§ 2 Die Bestimmungen des vorhergehenden Paragraphen erlauben nicht, dass die im Rahmen 
ihrer Anwendung gewonnenen Informationen:

a) zu anderen Zwecken als zur Herstellung der Interoperabilität des unabhängig geschaffenen 
Programms verwendet werden,

b) an Dritte weitergegeben werden, es sei denn, dass dies für die Interoperabilität des unabhängig 
geschaffenen Programms notwendig ist,

c) oder für die Entwicklung, Herstellung oder Vermarktung eines Programms mit im 
wesentlichen ähnlicher Ausdrucksform oder für irgendwelche anderen, das Urheberrecht 
verletzenden Handlungen verwendet werden.

§ 3 Vorliegender Artikel kann nicht in einer Weise angewendet werden, die die rechtmäßigen 
Interessen des Rechtsinhabers in unvertretbarer Weise beeinträchtigt oder im Widerspruch zur 
normalen Nutzung des Computerprogramms steht.“

Ausgangsverfahren und Vorlagefragen

13 Top System ist eine Gesellschaft belgischen Rechts, die Computerprogramme entwickelt und 
IT-Dienstleistungen erbringt.

14 Der Selor ist das in Belgien für die Auswahl und Orientierung zukünftiger Mitarbeiter der 
verschiedenen öffentlichen Dienste der Verwaltung zuständige öffentliche Organ. Nach der 
Eingliederung des Selor in den Föderalen Öffentlichen Dienst „Politik und Unterstützung“ trat 
der belgische Staat an dessen Stelle als Beklagter des Ausgangsrechtsstreits.

15 Seit 1990 arbeitet Top System mit dem Selor zusammen, für dessen Rechnung sie 
IT-Entwicklungs- und -Wartungsleistungen erbringt.
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16 Zur Erfüllung seiner Aufgaben richtete der Selor nach und nach IT-Anwendungen ein, die 
Online-Bewerbungen und deren Bearbeitung ermöglichen sollten.

17 Auf Ersuchen des Selor entwickelte Top System mehrere Anwendungen, die zum einen 
Funktionen aus ihrer Rahmensoftware mit der Bezeichnung „Top System Framework“ (im 
Folgenden: TSF) und zum anderen Funktionen enthalten, die auf die spezifischen Bedürfnisse 
des Selor zugeschnitten sind.

18 Der Selor besitzt eine Lizenz zur Nutzung der von Top System entwickelten Anwendungen.

19 Am 6. Februar 2008 schlossen der Selor und Top System einen Vertrag ab, der die Installation und 
die Konfiguration einer neuen Entwicklungsumgebung sowie die Integration und die Migration 
der Quellen der Selor-Anwendungen in diese neue Umgebung betraf.

20 Zwischen Juni und Oktober 2008 tauschten der Selor und Top System E-Mails über 
Funktionsprobleme bei bestimmten Anwendungen aus, die das TSF nutzten.

21 Nachdem es nicht gelungen war, mit dem Selor eine Einigung zur Lösung dieser Probleme zu 
erzielen, erhob Top System am 6. Juli 2009 beim Tribunal de Commerce de Bruxelles 
(Handelsgericht Brüssel, Belgien) Klage gegen den Selor und den belgischen Staat, die u. a. darauf 
gerichtet war, festzustellen, dass der Selor das TSF unter Verletzung der Ausschließlichkeitsrechte 
von Top System an dieser Software dekompiliert hatte. Top System beantragte ferner, den Selor 
und den belgischen Staat zu verurteilen, ihr Schadensersatz wegen Dekompilierung und Kopie 
der Quellcodes dieser Software zuzüglich Ausgleichszinsen ab dem geschätzten Zeitpunkt dieser 
Dekompilierung, d. h. spätestens ab dem 18. Dezember 2008, zu zahlen.

22 Am 26. November 2009 wurde die Rechtssache an das Tribunal de première instance de Bruxelles 
(Gericht erster Instanz Brüssel, Belgien) verwiesen, das die Klage von Top System mit Urteil vom 
19. März 2013 im Wesentlichen abwies.

23 Top System legte gegen dieses Urteil Berufung beim vorlegenden Gericht, der Cour d’appel de 
Bruxelles (Appellationshof Brüssel, Belgien) ein.

24 Vor diesem Gericht macht Top System geltend, dass der Selor das TSF unrechtmäßig 
dekompiliert habe. Nach den Art. 6 und 7 LPO könne eine Dekompilierung nur mit Zustimmung 
des Urhebers oder seines Rechtsnachfolgers oder aber zu Zwecken der Interoperabilität 
vorgenommen werden. Dagegen sei sie nicht zum Zweck der Berichtigung von Fehlern zulässig, 
die die Funktionsweise des betreffenden Programms beeinträchtigten.

25 Der Selor räumt ein, die Dekompilierung eines Teils des TSF vorgenommen zu haben, um eine 
fehlerhafte Funktion darin zu desaktivieren. Er macht jedoch u. a. geltend, dass er nach Art. 6 
Abs. 1 LPO berechtigt gewesen sei, diese Dekompilierung vorzunehmen, um bestimmte 
Entwicklungsfehler des TSF zu berichtigen, die dessen bestimmungsgemäße Verwendung 
unmöglich gemacht hätten. Der Selor beruft sich ferner auf sein Recht nach Art. 6 Abs. 3 LPO, 
das Funktionieren des betreffenden Programms zu beobachten, zu untersuchen oder zu testen, 
um die den betreffenden Funktionen des TSF zugrunde liegenden Ideen und Grundsätze zu 
ermitteln und damit die durch diese Fehler verursachten Blockaden verhindern zu können.
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26 Das vorlegende Gericht vertritt die Ansicht, dass es für die Feststellung, ob der Selor berechtigt 
gewesen sei, diese Dekompilierung auf der Grundlage von Art. 6 Abs. 1 LPO vorzunehmen, zu 
prüfen habe, ob die Dekompilierung der Gesamtheit oder eines Teils eines Computerprogramms 
zu den in Art. 5 Buchst. a und b LPO genannten Handlungen gehöre.

27 Unter diesen Umständen hat die Cour d’appel de Bruxelles (Appellationshof Brüssel) beschlossen, 
das Verfahren auszusetzen und dem Gerichtshof folgende Fragen zur Vorabentscheidung 
vorzulegen:

1. Ist Art. 5 Abs. 1 der Richtlinie 91/250 dahin auszulegen, dass er es dem rechtmäßigen Erwerber 
eines Computerprogramms erlaubt, dieses ganz oder teilweise zu dekompilieren, wenn diese 
Dekompilierung notwendig ist, um es ihm zu ermöglichen, Fehler, die das Funktionieren 
dieses Programms beeinträchtigen, zu berichtigen, einschließlich in dem Fall, dass die 
Berichtigung darin besteht, eine Funktion zu desaktivieren, die das ordnungsgemäße 
Funktionieren der Anwendung, zu der dieses Programm gehört, beeinträchtigt?

2. Wird dies bejaht, müssen dann außerdem die Bedingungen des Art. 6 der Richtlinie oder 
andere Bedingungen erfüllt sein?

Zu den Vorlagefragen

Zur ersten Frage

28 Mit seiner ersten Frage möchte das vorlegende Gericht wissen, ob Art. 5 Abs. 1 der Richtlinie 
91/250 dahin auszulegen ist, dass der rechtmäßige Erwerber eines Computerprogramms 
berechtigt ist, dieses ganz oder teilweise zu dekompilieren, um Fehler, die das Funktionieren 
dieses Programms beeinträchtigen, zu berichtigen, einschließlich in dem Fall, dass die 
Berichtigung darin besteht, eine Funktion zu desaktivieren, die das ordnungsgemäße 
Funktionieren der Anwendung, zu der dieses Programm gehört, beeinträchtigt.

29 Nach Art. 4 Buchst. a der Richtlinie 91/250, die u. a. die Ausschließlichkeitsrechte der Urheber 
von Computerprogrammen normiert, hat der Inhaber des Urheberrechts an einem 
Computerprogramm vorbehaltlich der in den Art. 5 und 6 dieser Richtlinie vorgesehenen 
Ausnahmen das ausschließliche Recht, die dauerhafte oder vorübergehende Vervielfältigung 
dieses Programms ganz oder teilweise mit jedem Mittel und in jeder Form vorzunehmen oder zu 
gestatten.

30 Vorbehaltlich der genannten Ausnahmen gewährt Art. 4 Buchst. b der Richtlinie 91/250 dem 
Rechtsinhaber das ausschließliche Recht, die Übersetzung, die Bearbeitung, das Arrangement 
und andere Umarbeitungen eines Computerprogramms sowie die Vervielfältigung der erzielten 
Ergebnisse vorzunehmen oder zu gestatten.

31 Art. 5 Abs. 1 der Richtlinie 91/250 bestimmt jedoch, dass in Ermangelung spezifischer 
vertraglicher Bestimmungen die in Art. 4 Buchst. a und b dieser Richtlinie genannten 
Handlungen nicht der Zustimmung des Rechtsinhabers bedürfen, wenn sie für eine 
bestimmungsgemäße Benutzung des Computerprogramms einschließlich der Fehlerberichtigung 
durch den rechtmäßigen Erwerber notwendig sind.
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32 Nach Art. 6 („Dekompilierung“) der Richtlinie 91/250 ist die Zustimmung des Rechtsinhabers 
auch dann nicht erforderlich, wenn die Vervielfältigung des Codes oder die Übersetzung der 
Codeform im Sinne von Art. 4 Buchst. a und b dieser Richtlinie unerlässlich ist, um die 
erforderlichen Informationen zur Herstellung der Interoperabilität eines unabhängig 
geschaffenen Computerprogramms mit anderen Programmen zu erhalten, sofern bestimmte 
Bedingungen erfüllt sind.

33 Es ist festzustellen, dass sich die Dekompilierung als solche nicht unter den in Art. 4 Buchst. a und 
b der Richtlinie 91/250 genannten Handlungen, auf die sich deren Art. 5 Abs. 1 bezieht, findet.

34 Es ist daher zu prüfen, ob die für die Dekompilierung eines Computerprogramms erforderlichen 
Handlungen ungeachtet dieses Umstands in den Anwendungsbereich von Art. 4 Buchst. a 
und/oder b dieser Richtlinie fallen können.

35 Zu diesem Zweck ist zunächst in Übereinstimmung mit den Ausführungen des Generalanwalts in 
Nr. 39 seiner Schlussanträge darauf hinzuweisen, dass ein Computerprogramm ursprünglich in 
Form eines „Quellcodes“ in einer verständlichen Programmiersprache abgefasst ist, bevor es 
mittels eines als „Compiler“ bezeichneten speziellen Programms in eine für den Computer 
ausführbare Form, d. h. den „Objektcode“, umgewandelt wird. Der Vorgang der Umwandlung 
des Quellcodes in den Objektcode wird „Kompilierung“ genannt.

36 Insoweit ist darauf hinzuweisen, dass der Quellcode und der Objektcode eines 
Computerprogramms als zwei Ausdrucksformen dieses Programms gemäß Art. 1 Abs. 2 der 
Richtlinie 91/250 den urheberrechtlichen Schutz für Computerprogramme genießen (vgl. in 
diesem Sinne Urteil vom 22. Dezember 2010, Bezpečnostní softwarová asociace, C-393/09, 
EU:C:2010:816, Rn. 34).

37 Umgekehrt soll mit der „Dekompilierung“ der Quellcode eines Programms aus seinem 
Objektcode rekonstruiert werden. Die Dekompilierung erfolgt mittels eines als „Decompiler“ 
bezeichneten Programms. Wie der Generalanwalt in Nr. 41 seiner Schlussanträge hervorgehoben 
hat, ermöglicht es die Dekompilierung grundsätzlich nicht, den ursprünglichen Quellcode zu 
erhalten, sondern eine dritte, als „Quasi-Quellcode“ bezeichnete Version des betreffenden 
Programms, die wiederum in einen Objektcode kompiliert werden kann, der das Funktionieren 
des Programms ermöglicht.

38 Die Dekompilierung stellt daher eine Umwandlung der Form des Codes eines Programms dar, die 
eine zumindest teilweise und vorübergehende Vervielfältigung des Codes sowie eine Übersetzung 
seiner Form impliziert.

39 Folglich ist festzustellen, dass die Dekompilierung eines Computerprogramms die Vornahme von 
Handlungen impliziert – nämlich die Vervielfältigung des Codes dieses Programms und die 
Übersetzung der Codeform –, die tatsächlich unter die Ausschließlichkeitsrechte des Urhebers 
im Sinne von Art. 4 Buchst. a und b der Richtlinie 91/250 fallen.

40 Diese Auslegung wird durch den Wortlaut von Art. 6 Abs. 1 der Richtlinie 91/250 bestätigt, der 
zwar nach seiner Überschrift die Dekompilierung betrifft, sich aber ausdrücklich auf die 
„Vervielfältigung des Codes“ und die „Übersetzung der Codeform im Sinne des Artikels 4 
Buchstaben a) und b)“ dieser Richtlinie bezieht. Daraus folgt, dass der Begriff „Dekompilierung“ 
im Sinne dieser Richtlinie tatsächlich unter die in der letztgenannten Bestimmung normierten 
Ausschließlichkeitsrechte des Urhebers eines Computerprogramms fällt.
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41 Nach Art. 5 Abs. 1 der Richtlinie 91/250 kann der rechtmäßige Erwerber eines 
Computerprogramms alle in Art. 4 Buchst. a und b dieser Richtlinie genannten Handlungen 
vornehmen, einschließlich solcher, die in der Vervielfältigung des Codes und in der Übersetzung 
seiner Form bestehen, ohne zuvor die Zustimmung des Rechtsinhabers eingeholt zu haben, sofern 
dies für die Benutzung des Programms einschließlich der Berichtigung von Fehlern, die dessen 
Funktionieren beeinträchtigen, notwendig ist.

42 Aus den vorstehenden Erwägungen ergibt sich daher, dass Art. 5 Abs. 1 der Richtlinie 91/250 
dahin auszulegen ist, dass der rechtmäßige Erwerber eines Programms berechtigt ist, dieses 
Programm zu dekompilieren, um Fehler, die dessen Funktionieren beeinträchtigen, zu 
berichtigen.

43 Diese Auslegung wird nicht durch Art. 6 der Richtlinie 91/250 in Frage gestellt, der entgegen dem 
Vorbringen von Top System nicht dahin ausgelegt werden kann, dass die Dekompilierung eines 
Computerprogramms nur zu Interoperabilitätszwecken zulässig ist.

44 Wie sich aus seinem Wortlaut ergibt, enthält Art. 6 der Richtlinie 91/250 insofern eine Ausnahme 
von den Ausschließlichkeitsrechten des Inhabers der Urheberrechte an einem 
Computerprogramm, als er die Vervielfältigung des Codes oder die Übersetzung der Codeform 
ohne vorherige Zustimmung des Urheberrechtsinhabers erlaubt, wenn diese Handlungen 
unerlässlich sind, um die Interoperabilität dieses Programms mit einem anderen, unabhängig 
geschaffenen Programm sicherzustellen.

45 Insoweit ist erstens darauf hinzuweisen, dass es in den Erwägungsgründen 20 und 21 dieser 
Richtlinie heißt, dass Situationen eintreten können, in denen eine Vervielfältigung des Codes 
eines Computerprogramms oder eine Übersetzung der Codeform unerlässlich ist, um die 
Informationen zu erhalten, die für die Interoperabilität eines unabhängig geschaffenen 
Programms mit anderen Programmen notwendig sind, und dass „nur in diesen begrenzten 
Fällen“ die Vornahme dieser Handlungen rechtmäßig ist und anständigen Gepflogenheiten 
entspricht, so dass sie nicht der Zustimmung des Urheberrechtsinhabers bedarf.

46 Aus Art. 6 Abs. 1 Buchst. b und c der Richtlinie 91/250 im Licht ihrer Erwägungsgründe 19 und 20 
geht hervor, dass der Unionsgesetzgeber damit die Tragweite der von ihm in dieser Bestimmung 
vorgesehenen Interoperabilitätsausnahme auf die Fälle beschränken wollte, in denen die 
Interoperabilität eines unabhängig geschaffenen Programms mit anderen Programmen nur 
durch eine Dekompilierung des betreffenden Programms erreicht werden kann.

47 Diese Auslegung wird durch Art. 6 Abs. 2 und 3 der Richtlinie 91/250 bestätigt, der es u. a. 
verbietet, dass die aufgrund einer solchen Dekompilierung gewonnenen Informationen zu 
anderen Zwecken als zur Herstellung dieser Interoperabilität oder zur Entwicklung ähnlicher 
Programme verwendet werden, und der es auch allgemein ausschließt, dass die Dekompilierung 
in einer Weise vorgenommen wird, die die rechtmäßigen Interessen des Rechtsinhabers in 
unvertretbarer Weise beeinträchtigt oder im Widerspruch zur normalen Nutzung des 
betreffenden Computerprogramms steht.

48 Dagegen lässt sich weder aus dem Wortlaut von Art. 6 in Verbindung mit den Erwägungsgründen 
19 und 20 der Richtlinie 91/250 noch aus der Systematik dieses Artikels ableiten, dass der 
Unionsgesetzgeber jegliche Möglichkeit einer Vervielfältigung des Codes eines 
Computerprogramms und einer Übersetzung der Codeform ausschließen wollte, sofern diese 
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nicht mit dem Ziel vorgenommen werden, die für die Interoperabilität eines unabhängig 
geschaffenen Computerprogramms mit anderen Programmen erforderlichen Informationen zu 
erlangen.

49 Insoweit ist darauf hinzuweisen, dass Art. 6 der Richtlinie 91/250 Handlungen betrifft, die 
erforderlich sind, um die Interoperabilität unabhängig geschaffener Programme zu 
gewährleisten, während Art. 5 Abs. 1 dieser Richtlinie es dem rechtmäßigen Erwerber eines 
Programms ermöglichen soll, dieses bestimmungsgemäß zu benutzen. Diese beiden 
Bestimmungen haben daher unterschiedliche Ziele.

50 Zweitens wird diese Analyse, wie der Generalanwalt in Nr. 59 seiner Schlussanträge im 
Wesentlichen ausgeführt hat, durch die Vorarbeiten zur Richtlinie 91/250 bestätigt, aus denen 
hervorgeht, dass mit der Aufnahme des aktuellen Art. 6 dieser Richtlinie in den ursprünglichen 
Vorschlag der Europäischen Kommission speziell die Frage der Interoperabilität der von 
unabhängigen Urhebern geschaffenen Programme geregelt werden sollte, unbeschadet der 
Bestimmungen, die dem rechtmäßigen Erwerber des Programms dessen normale Benutzung 
ermöglichen sollten.

51 Drittens würde eine Auslegung von Art. 6 der Richtlinie 91/250 in dem von Top System 
vorgeschlagenen Sinne die praktische Wirksamkeit der dem rechtmäßigen Erwerber eines 
Programms vom Unionsgesetzgeber in Art. 5 Abs. 1 der Richtlinie 91/250 ausdrücklich 
eingeräumten Befugnis beeinträchtigen, Fehler zu berichtigen, die eine bestimmungsgemäße 
Benutzung des Programms verhindern.

52 Wie nämlich der Generalanwalt in Nr. 79 seiner Schlussanträge hervorgehoben hat, verlangt die 
Berichtigung von Fehlern, die das Funktionieren eines Computerprogramms beeinträchtigen, in 
den meisten Fällen und insbesondere dann, wenn die vorzunehmende Berichtigung darin 
besteht, eine Funktion zu desaktivieren, die das ordnungsgemäße Funktionieren der Anwendung, 
zu der dieses Programm gehört, beeinträchtigt, den Zugriff auf den Quellcode oder, in 
Ermangelung dessen, den Quasi-Quellcode des Programms.

53 Nach alledem ist auf die erste Vorlagefrage zu antworten, dass Art. 5 Abs. 1 der Richtlinie 91/250 
dahin auszulegen ist, dass der rechtmäßige Erwerber eines Computerprogramms berechtigt ist, 
dieses ganz oder teilweise zu dekompilieren, um Fehler, die das Funktionieren dieses Programms 
beeinträchtigen, zu berichtigen, einschließlich in dem Fall, dass die Berichtigung darin besteht, 
eine Funktion zu desaktivieren, die das ordnungsgemäße Funktionieren der Anwendung, zu der 
dieses Programm gehört, beeinträchtigt.

Zur zweiten Frage

54 Mit seiner zweiten Frage möchte das vorlegende Gericht wissen, ob Art. 5 Abs. 1 der Richtlinie 
91/250 dahin auszulegen ist, dass der rechtmäßige Erwerber eines Computerprogramms, der die 
Dekompilierung dieses Programms vornehmen möchte, um Fehler, die dessen Funktionieren 
beeinträchtigen, zu berichtigen, den Anforderungen nach Art. 6 dieser Richtlinie oder anderen 
Anforderungen genügen muss.
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55 Insoweit ist darauf hinzuweisen, dass – wie oben in Rn. 49 festgestellt worden ist – die in Art. 6 der 
Richtlinie 91/250 vorgesehene Ausnahme einen anderen Anwendungsbereich und andere Ziele 
als die in Art. 5 Abs. 1 dieser Richtlinie vorgesehene hat. Die in Art. 6 dieser Richtlinie 
aufgestellten Anforderungen sind daher als solche nicht auf die in ihrem Art. 5 Abs. 1 
vorgesehene Ausnahme anwendbar.

56 Es ist jedoch festzustellen, dass nach dem Wortlaut, der Systematik und dem Zweck von Art. 5 
Abs. 1 der Richtlinie 91/250 die Vornahme der Handlungen, die zusammen die Dekompilierung 
eines Computerprogramms darstellen, wenn sie nach dieser Bestimmung erfolgt, bestimmten 
Anforderungen unterliegt.

57 Erstens müssen diese Handlungen nach dem Wortlaut dieser Bestimmung notwendig sein, damit 
der rechtmäßige Erwerber das betreffende Programm bestimmungsgemäß benutzen und 
insbesondere „Fehler“ berichtigen kann.

58 Mangels eines Verweises auf das Recht der Mitgliedstaaten und einer einschlägigen Definition in 
der Richtlinie 91/250 ist der Begriff „Fehler“ im Sinne dieser Bestimmung entsprechend seinem 
üblichen Sinn im gewöhnlichen Sprachgebrauch auszulegen, wobei der Zusammenhang, in den 
er sich einfügt, und die Ziele zu berücksichtigen sind, die mit der Regelung verfolgt werden, zu 
der er gehört (Urteil vom 3. Juni 2021, Ungarn/Parlament, C-650/18, EU:C:2021:426, Rn. 83 und 
die dort angeführte Rechtsprechung).

59 Insoweit ist darauf hinzuweisen, dass im Bereich der Informatik ein Fehler im Allgemeinen einen 
Defekt in einem Computerprogramm bezeichnet, der zu dessen Fehlfunktion führt.

60 Außerdem muss gemäß dem oben in Rn. 49 angeführten Ziel von Art. 5 Abs. 1 der Richtlinie 
91/250 ein solcher Defekt, der einen Fehler im Sinne dieser Bestimmung darstellt, die Möglichkeit 
beeinträchtigen, das betreffende Programm bestimmungsgemäß zu benutzen.

61 Zweitens ergibt sich aus dem Wortlaut von Art. 5 Abs. 1 der Richtlinie 91/250, dass die 
Dekompilierung eines Computerprogramms für dessen bestimmungsgemäße Benutzung durch 
den rechtmäßigen Erwerber „notwendig“ sein muss.

62 Insoweit ist darauf hinzuweisen, dass – wie oben in Rn. 52 festgestellt worden ist – die 
Berichtigung von Fehlern, die die bestimmungsgemäße Benutzung eines Programms 
beeinträchtigen, in den meisten Fällen eine Änderung des Codes dieses Programms mit sich 
bringt und die Durchführung dieser Berichtigung den Zugriff auf den Quellcode oder zumindest 
auf den Quasi-Quellcode dieses Programms erfordert.

63 Wenn der Quellcode dem Erwerber des betreffenden Programms rechtlich oder vertraglich 
zugänglich ist, kann jedoch nicht davon ausgegangen werden, dass eine Dekompilierung dieses 
Programms „notwendig“ ist.

64 Drittens erlaubt Art. 5 Abs. 1 der Richtlinie 91/250 nach seinem Wortlaut die Berichtigung von 
Fehlern vorbehaltlich „spezifischer vertraglicher Bestimmungen“.

65 Hierzu ist festzustellen, dass nach dem 17. Erwägungsgrund der Richtlinie 91/250 sowohl das 
Laden und Ablaufen, sofern es für die Benutzung einer Kopie eines rechtmäßig erworbenen 
Computerprogramms erforderlich ist, als auch die Berichtigung von Fehlern, die dessen 
Funktionieren beeinträchtigen, nicht vertraglich untersagt werden dürfen.
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66 Daher ist Art. 5 Abs. 1 der Richtlinie 91/250 in Verbindung mit ihrem 18. Erwägungsgrund dahin 
zu verstehen, dass die Parteien nicht vertraglich jede Möglichkeit einer Berichtigung dieser Fehler 
ausschließen dürfen.

67 Dagegen steht es dem Inhaber und dem Erwerber nach dieser Bestimmung frei, die Modalitäten 
der Ausübung dieser Befugnis vertraglich festzulegen. Konkret können diese insbesondere 
vereinbaren, dass der Inhaber für die fehlerbehebende Wartung des betreffenden Programms 
sorgen muss.

68 Daraus folgt auch, dass der rechtmäßige Erwerber eines Computerprogramms mangels 
entsprechender spezifischer vertraglicher Bestimmungen berechtigt ist, ohne vorherige 
Zustimmung des Rechtsinhabers die in Art. 4 Buchst. a und b der Richtlinie 91/250 genannten 
Handlungen vorzunehmen, einschließlich der Dekompilierung dieses Programms, soweit dies 
zur Berichtigung von Fehlern, die dessen Funktionieren beeinträchtigen, notwendig ist.

69 Viertens darf der rechtmäßige Erwerber eines Computerprogramms, der dieses zur Berichtigung 
von Fehlern, die dessen Funktionieren beeinträchtigen, dekompiliert hat, das Ergebnis dieser 
Dekompilierung nicht zu anderen Zwecken als zur Berichtigung dieser Fehler verwenden.

70 Art. 4 Buchst. b der Richtlinie 91/250 gewährt dem Urheberrechtsinhaber nämlich das 
ausschließliche Recht, nicht nur „die Übersetzung, die Bearbeitung, das Arrangement und andere 
Umarbeitungen eines Computerprogramms“, sondern auch „die Vervielfältigung der erzielten 
Ergebnisse“, d. h. im Fall der Dekompilierung, die Vervielfältigung des Quellcodes oder des 
Quasi-Quellcodes, der sich aus ihr ergibt, vorzunehmen oder zu gestatten.

71 Somit unterliegt jede Vervielfältigung dieses Codes nach Art. 4 Buchst. b der Richtlinie 91/250 der 
Zustimmung des Inhabers des Urheberrechts an diesem Programm.

72 Art. 4 Buchst. c dieser Richtlinie untersagt außerdem die öffentliche Verbreitung einer Kopie 
eines Computerprogramms ohne Zustimmung des Inhabers der Urheberrechte an diesem 
Programm, was, wie sich aus Art. 1 Abs. 2 der Richtlinie 91/250 ergibt, auch auf Kopien des 
durch Dekompilierung erlangten Quellcodes oder Quasi-Quellcodes anwendbar ist.

73 Es steht zwar fest, dass Art. 5 dieser Richtlinie es dem rechtmäßigen Erwerber eines 
Computerprogramms gestattet, solche Handlungen ohne Zustimmung des 
Urheberrechtsinhabers vorzunehmen, jedoch nur soweit diese Handlungen notwendig sind, um 
ihm die bestimmungsgemäße Benutzung des Computerprogramms zu ermöglichen.

74 Nach alledem ist auf die zweite Vorlagefrage zu antworten, dass Art. 5 Abs. 1 der Richtlinie 91/250 
dahin auszulegen ist, dass der rechtmäßige Erwerber eines Computerprogramms, der die 
Dekompilierung dieses Programms vornehmen möchte, um Fehler, die dessen Funktionieren 
beeinträchtigen, zu berichtigen, nicht den Anforderungen nach Art. 6 dieser Richtlinie genügen 
muss. Der Erwerber darf eine solche Dekompilierung jedoch nur in dem für die Berichtigung 
erforderlichen Ausmaß und gegebenenfalls unter Einhaltung der mit dem Inhaber des 
Urheberrechts an diesem Programm vertraglich festgelegten Bedingungen vornehmen.
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Kosten

75 Für die Parteien des Ausgangsverfahrens ist das Verfahren ein Zwischenstreit in dem beim 
vorlegenden Gericht anhängigen Rechtsstreit; die Kostenentscheidung ist daher Sache dieses 
Gerichts. Die Auslagen anderer Beteiligter für die Abgabe von Erklärungen vor dem Gerichtshof 
sind nicht erstattungsfähig.

Aus diesen Gründen hat der Gerichtshof (Fünfte Kammer) für Recht erkannt:

1. Art. 5 Abs. 1 der Richtlinie 91/250/EWG des Rates vom 14. Mai 1991 über den 
Rechtsschutz von Computerprogrammen ist dahin auszulegen, dass der rechtmäßige 
Erwerber eines Computerprogramms berechtigt ist, dieses ganz oder teilweise zu 
dekompilieren, um Fehler, die das Funktionieren dieses Programms beeinträchtigen, zu 
berichtigen, einschließlich in dem Fall, dass die Berichtigung darin besteht, eine 
Funktion zu desaktivieren, die das ordnungsgemäße Funktionieren der Anwendung, zu 
der dieses Programm gehört, beeinträchtigt.

2. Art. 5 Abs. 1 der Richtlinie 91/250 ist dahin auszulegen, dass der rechtmäßige Erwerber 
eines Computerprogramms, der die Dekompilierung dieses Programms vornehmen 
möchte, um Fehler, die dessen Funktionieren beeinträchtigen, zu berichtigen, nicht den 
Anforderungen nach Art. 6 dieser Richtlinie genügen muss. Der Erwerber darf eine 
solche Dekompilierung jedoch nur in dem für die Berichtigung erforderlichen Ausmaß 
und gegebenenfalls unter Einhaltung der mit dem Inhaber des Urheberrechts an diesem 
Programm vertraglich festgelegten Bedingungen vornehmen.

Unterschriften
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